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Wachstum und Beschäftigung durch moderne Mittelstandsförderung und gelebte 
Sozialpartnerschaften 
 
„Nichts ist so beständig wie der Wandel“ so wird es von dem griechischen Philosophen Heraklit überliefert. 
Selbst wenn diese Weisheit aus einem halben Jahrtausend vor der christlichen Zeitrechnung stammt, 
gewinnt sie gerade heute im Zeitalter von Globalisierung und Digitalisierung zunehmend an Bedeutung.  
 
Die Bundesrepublik galt lange Jahre als „kranker Mann des alten sklerotischen Europa“. 
 
Inzwischen ist sie zur viel bewunderten und teilweise auch beneideten Insel eines Neuen 
Beschäftigungswunders inmitten einer von Wirtschafts- und Finanzkrisen sowie hoher Arbeitslosigkeit 
betroffenen Europäischen Union aufgestiegen.  
 
Häufig wird dies auf die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes vor allem im Zuge der Hartz Gesetze und der 
Agenda 2010 zurückgeführt. 
 
Dabei gibt es kaum einen sozial- und arbeitsmarktpolitischen Bereich mit so großen und nachhaltigen 
Kontroversen nach jetzt über 10-jährigem Bestehen.  
 
Eine genauere Analyse zeigt, dass ein vielfältiges Spektrum an Rahmenbedingungen einbezogen werden 
muss.  
 
Dies sind über Jahrzehnte und teilweise Jahrhunderte gewachsene Strukturen.   
 
 
Erfolgsfaktor Nr.1:  
 
Sektoral und regional ausgewogene Wirtschaftsstrukturen (GG Art. 72, Abs.2 „Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet“) 
 
Erhebliche Strukturumbrüche in Deutschland 
- Wiederaufbauphase nach 2. Weltkrieg; 
- Globalisierung/Digitalisierung - Veränderungen der Wirtschaftsstrukturen 
- Integration in der Europäischen Union (EU) 
- Deutsche Einheit 
 
In allen Phasen dieser Strukturumbrüche haben beide Tarifparteien besondere Verantwortung und 
Anpassungen in ihren eigenen Strukturen, Inhalten sowie der Tarif- und Betriebspolitik übernommen. 
- Wiederaufbauphase - maßgebliche Zusammenarbeit über Mitbestimmung, Betriebsverfassung, 
Selbstverwaltung in Sozialen Sicherungssystemen, Beteiligung an Arbeits- und Sozialrechtssprechung auf 
allen Ebenen  
 - Globalisierung/Digitalisierung - Anpassungen an massive Beschäftigungsrückgängen insbesondere in 
Textil- ,Montanindustrie, Schiffsbau und Werften, 
 
- Erweiterung der Europäischen Union nach Mittel- und Osteuropa ab 2004 - maßgeblicher Einfluss auf 
die Entwicklung von Wirtschaft und Beschäftigung: positiv und negativ  
(Die positiven Auswirkungen gelten bislang eher für die Ostregionen in Bayern, die aus der Randlage in 
Europa ins Mittelfeld gerückt sind und deren Wirtschaft sowie Beschäftigung erheblich verbessert werden 
konnte.  
Aber nach wie vor sind viele Regionen in der ehemaligen DDR an der Grenze zu Mittel- und Osteuropa von 
wirtschaftlicher Stagnation, unterdurchschnittlicher Produktivität sowie Exportorientierung, hoher 
Arbeitslosigkeit, Niedriglöhnen bis Armut und Abwanderungen der jüngeren und qualifizierten 
Menschen geprägt - Ostteile von Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg) 
 
Erfolgsfaktor 2:  
 
Betriebliche Berufsbildung 
Als ein Schlüsselfaktor für die außergewöhnlich niedrige Arbeitslosigkeit junger Menschen in der 
Bundesrepublik wird immer wieder auf die in der Bundesrepublik einmalige Tradition der Berufsbildung 
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verwiesen. (für etwa 50 Prozent der jungen Menschen nach genereller Bildung bis 10 Jahren, aber in 
zunehmendem Maße auch für Abiturienten) - 
 
Ohne Zweifel führt die Kombination von praktischer Berufsbildung im Betrieb mit der Ergänzung 
durch Berufsschulunterricht am ehesten zu einer praxisnahen Ausbildung und die berufliche 
Eingliederung der jungen Menschen wird erheblich erleichtert. (niedrigste Jugendarbeitslosigkeit in der EU) 
 
So zeigen auch die Vergleiche in der EU, dass die Jugendarbeitslosigkeit in den Ländern mit einer 
betrieblichen Berufsausbildung erheblich niedriger ist als in den übrigen Mitgliedsstaaten mit vorwiegend 
schulisch ausgerichteten beruflichen Bildungssystemen.  
 
Dies gilt vor allem für Österreich, Dänemark, Finnland, Luxemburg, und Niederlande.  
 
Die lange Tradition der betrieblichen Berufsbildung in der Bundesrepublik und ihre ständigen Anpassungen 
an die Veränderungen in den Wirtschaftsstrukturen machen deutlich, dass eine Übertragung in andere 
Länder einen „ langen Atem“ und der Flankierung durch geeignete soziale Infrastruktur bedarf- vor allem 
der maßgeblichen Beteiligung der Arbeitgeber und Gewerkschaften. 
 
(- Tarif- und Betriebspolitik - Akzeptanz auf beiden Seiten, dass die Kosten der betrieblichen 
Berufsbildung maßgeblicher Teil der finanziellen Verteilungsspielräume sind: Ausbildungsvergütungen, 
Arbeitszeiten; Zeiten für Berufsschule; Schutz vor übermäßiger gesundheitlicher Beanspruchung junger 
Menschen; Übernahme in Arbeit; Ausbildungseinrichtungen, Ausbilder: 
- Zusammenarbeit in Berufsbildungsausschüssen zur ständigen Anpassung der Ausbildungsberufe an 
die veränderten Anforderungen in der Wirtschaft 
- Professionelle quantitativ und qualitativ ausreichende personelle Strukturen bei beiden Tarifparteien sowie 
deren ständige Qualifizierungen) 
 
Aber:  
Nicht alles Gold, was glänzt: 
Benachteiligungen nach Unternehmensgröße,  Bildungsabschlüssen, Geschlecht, Behinderungen, 
Migrationshintergrund/ Aktuell: Aufnahme von Flüchtlingen in betriebliche Berufsbildung!  
 
(Dabei gibt es nach wie vor erhebliche Schwachstellen bei der betrieblichen Berufsbildung in der 
Bundesrepublik. So unterhalten nicht einmal 25 Prozent der Betriebe eine betriebliche Berufsbildung.  
Besonders schwer hatten es in den vergangenen Jahren junge Menschen mit mittelmäßigen bis schlechten 
Schulabschlüssen, da Unternehmen in der Lage waren, unter den jungen Menschen eine „Bestenauslese“ 
zu betreiben.  
 
Jugendliche aus sozial schwachen Elternhäusern, mit Migrationshintergrund oder mit einer Behinderung 
haben ebenfalls schlechtere Chancen auf eine betriebliche Berufsbildung. 
 Auch für Absolventen von Hauptschulen, teilweise sogar Realschulen ist es häufig schwierig, eine 
Berufsbildungsstelle zu erhalten, solange Absolventen weiterführender Bildungswege zur Verfügung stehen.  
 Schwer hatten es ebenfalls junge Mädchen, die begehrten betrieblichen Berufsbildungsstellen in attraktiven 
Ausbildungsberufen sowie größeren Betrieben zu erhalten. Hinzu kommt die immer noch einseitige 
Berufswahl weniger frauentypischer Berufe mit geringen Einkommens- und Aufstiegschancen- wie: Floristin, 
Zahnarzthelferin, Friseuse, Bürokauffrau, Verkäuferin mit niedrigem Einkommen, geringen 
Entwicklungsmöglichkeiten und einem hohen Risiko der Arbeitslosigkeit. 
 
Als Folge sind immer noch viele Jugendliche in den sogenannten Warteschleifen seien es schulische 
„Umwege“ sowie massive Förderprogramme der Bundesagentur für Arbeit zur Vorbereitung und Förderung 
der Eingliederung junger Menschen- vielfach mit Beschäftigungsnachteilen und Behinderungen- in die 
betriebliche Berufsbildung – bis zum Nachholen des Hauptschulabschlusses.  
 
Schwer nachvollziehbar ist daher, wenn jetzt infolge des demographisch bedingten Rückgangs von 
Bewerbern um Ausbildungsplätze der Ausbildungsnotstand beklagt wird. Er wäre leicht zu beheben, wenn 
den zahlreichen jungen Menschen in den sog. Warteschleifen die Chance auf eine zukunftsträchtige 
Berufsbildung geboten würde.  
Ausgleich zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Betrieben durch Ausbildungsplatzumlage) 
 
Erfolgsfaktor Nr. 3: 
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Beteiligung der Tarifparteien in Selbstverwaltung Sozialer Sicherung in allen Zweigen und auf allen 
Ebenen sowie in Sozial- und Arbeitsrechtsprechung 
 
 
Selbstverwaltung in der Bundesagentur für Arbeit 
 
Die Bundesagentur für Arbeit (früher Bundesanstalt für Arbeit) ist nicht wie in vielen anderen Ländern der 
EU Teil der jeweiligen nationalen Arbeits- und Sozialministerien, sondern eine selbständige öffentliche 
Institution mit Selbstverwaltung. 
 
Die wesentlichen Entscheidungen werden von den in der Selbstverwaltung vertretenen drei Gruppen 
getroffen: Arbeitgeber, Gewerkschaften, öffentliche Hand auf nationaler, Länder- und kommunaler Ebene. 
  
Allerdings hat die Bundesregierung die Letztentscheidung über den jährlichen Haushalt der BA- und damit 
den finanziellen und personellen Rahmen. 
 
Anders als bei den übrigen Sozialversicherungsträgern hat die Selbstverwaltung der BA eine dreigliedrige 
Struktur, d.h. es sind Arbeitgeber, Gewerkschaften und öffentliche Hand auf allen Ebenen gleichgewichtig 
vertreten. 
 
Der dreigliedrige Verwaltungsrat entscheidet über alle inhaltlichen, organisatorischen, finanziellen und 
personellen Strategien, Konzepte und Maßnahmen von wesentlicher Bedeutung sowie über Auswahl und 
Einsatz von Führungskräften, insbesondere den hauptamtlichen Vorstand. 
 
Dies stellt hohe Anforderungen an die Tarifparteien und dabei auch die Gewerkschaften.  
 
Sie sind daher ständig gefordert, die Professionalisierung ihrer jeweiligen Vertretungen voranzubringen. 
 
Eine wichtige Aufgabe der Dachverbände besteht mithin darin, die eigenen Vertreter bestmöglich zu 
qualifizieren und zu informieren. 
 
Ständige Aufgaben sind 
- Aufstellung der jährlichen Haushalte 
- die Prüfung und Verbesserung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung 
arbeitsloser Menschen – Information, Vermittlung, Beratung, Qualifizierung,  berufliche Rehabilitation sowie 
Eingliederungsmaßnahmen für schwer vermittelbare Menschen  
- Die Gewährleistung der Arbeitslosenunterstützung sowie ergänzender sozialer Leistungen im Falle der 
Arbeitslosigkeit 
- Zahlung von Kindergeld 
- Koordinierung und Kooperation zwischen den örtlichen Arbeitsagenturen für die Arbeitslosen mit Anspruch 
auf Arbeitslosenversicherung sowie den Job Centern (AA und Kommunen) mit der Zuständigkeit für 
Langzeitarbeitslose mit Ansprüchen auf bedarfsabhängige Fürsorgeleistungen. 
 
Derzeit ist besondere Priorität auch für die Arbeit der Selbstverwaltung bei der BA die berufliche 
Eingliederung von Flüchtlingen 
(Vorstandsvorsitzender Frank-Jürgen Weise ist gleichzeitig Präsident des Bundesamtes für Migration). 
 
 
Erfolgsfaktor 4: 
 
Verantwortung der Tarifparteien 
 
Ein wesentlicher Eckpfeiler des Sozialstaates ist und bleibt die im Grundgesetz geschützte Tarifautonomie.  
Sie bei den gravierenden Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft zu erhalten und zukunftsfähig zu 
machen, ist eine ständige Herausforderung für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften.  
Dabei ist auf die unterschiedlichen Möglichkeiten und Erfordernisse der großen, mittleren und 
kleineren Betriebe Rücksicht zu nehmen.  
Teilweise gibt es dazu besondere Differenzierungsklauseln in den Lohn- und Rahmentarifverträgen.  
Auch das Zusammenwirken von Tarif- und Betriebspolitik ist hierbei besonders wichtig. 
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Den Gewerkschaften sind mit der Einführung des einheitlichen gesetzlichen Mindestlohnes seit 2015 
wichtige Schritte gelungen.  
 
Vom Mindestlohn werden zwischen 3 und 4 Millionen Arbeitnehmer, vor allem Frauen profitieren, die bis 
jetzt zu teilweise erheblich niedrigeren Löhnen arbeiten müssen. 
 
(Vorangegangen war ein jahrelanger Streit.  
- Die große Mehrheit in der Wirtschaft unterstützt von Politik und Wissenschaft hat den gesetzlichen 
Mindestlohn als Sündenfall der Marktwirtschaft verteufelt. 
- Aber auch bei den Gewerkschaften war der gesetzliche Mindestlohn lange Zeit höchst umstritten. 
 
Die an Mitgliedern, Organisationsrate und Tarifmächtigkeit starken Gewerkschaften in der Industrie 
(IGMetall, IGBCE) wollten sich die Tarifhoheit nicht durch den Gesetzgeber aus der Hand nehmen lassen. 
Die Gewerkschaften der öffentlichen und privaten Dienstleistungen, Verdi, NGG (Nahrung Genuss, 
Gaststätten), GEW (Erziehung und Wissenschaften) haben sich jahrelang für einen einheitlichen 
gesetzlichen Mindestlohn eingesetzt.  
Die IG BAU konnte schon vor 20 Jahren den tariflichen Mindestlohn – erheblich höher als die 8,50 Euro des 
gesetzlichen Mindestlohnes – für die Bauwirtschaft durchsetzen.  
 
Allerdings wurden seither tarifliche Mindestlöhne nur für knapp 4 Mio. Arbeitnehmer erreicht und dies 
teilweise unterhalb von 8,50 Euro. 
  
Die Einführung eines einheitlichen gesetzlichen Mindestlohnes war daher überfällig – zumal er auch in 
vielen anderen vergleichbaren Industrieländern  innerhalb und außerhalb Europas seit vielen Jahren gilt.) 
 
Weitere Schritte der Reregulierung auf dem Arbeitsmarkt müssen folgen - vor allem müssen die 
ausufernden Missbräuche durch befristete Beschäftigung, Leiharbeit und Werkverträge verhindert werden.  
 
Vordringlich ist die Beseitigung der massenhaften Armutsfalle bei Armut und im Alter durch die auf weit über 
7 Mio. explodierten Minijobs, vor allem für Frauen. 
 
Gewerkschaften: Umgang mit steigender Anzahl prekärer Selbständiger 
 
Dies alles ist immer weniger vom DGB alleine zu leisten - zumal die Mitgliedsgewerkschaften ihre Arbeit auf 
die Betriebs- und Tarifpolitik für ihre Mitglieder in den Betrieben konzentrieren.  
 
Die Verantwortung des DGB für die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik macht es erforderlich, die 
Zusammenarbeit mit Sozial- und Wohlfahrtsverbänden, Kirchen sowie sonstigen betroffenen Institutionen 
der Zivilgesellschaft weiterzuentwickeln.  
 
 
Schlussbemerkung: Neue Herausforderungen 
 
Digitalisierung und Industrie 4.0 
 
Seit Beginn der Industriegesellschaft im 18. Jahrhundert hat der technisch-organisatorische Wandel die 
Arbeitsprozesse, die Erwerbsarbeit und die Gesellschaft insgesamt mehrfach grundlegend gewandelt. 
 
Im Vordergrund stehen heute und in absehbarer Zukunft die Digitalisierung, bekannt als Industrie 4.0, und 
die Gesundheit vor allem im Rahmen der demografisch bedingten Alterung in Bevölkerung und 
Beschäftigung. 
  
Nach Massenproduktion mit tayloristischer Arbeitsteilung seit Ende des 19. Jahrhunderts und dem Beginn 
des Einsatzes von Informationstechnologien hundert Jahre später geht es jetzt um eine weitere Stufe, die 
„Industriearbeit neuen Typs“ oder die „Revolution des Digitalen“ durch die Vernetzung digitaler 
Produktion, Dienstleistungen und menschlicher Arbeit 
 
Es entstehen neue Wertschöpfungsketten und gemischte Produkte z.B. aus materiellen Gütern, 
Dienstleistungen und Wissensarbeit – in vertikaler Vernetzung von Produktion, Dienstleistungen und 
Vertrieb sowie horizontal insbesondere zwischen Produzent, Zulieferer, Dienstleister, Kunden. 
 



Prof. Dr.Ursula Engelen-Kefer                                                                                             Berlin, 2.Juni 2016 
Hochschule der Bundesagentur für Arbeit  

5 
 

Dies stellt an Wirtschaft  und Beschäftigte, Betriebs- und Personalräte sowie Gewerkschaften neue 
Anforderungen.  


